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U r t e i l  v o m  1 4 .  S e p t e m b e r  2 0 1 7
I I .  z i v i l r e c h t l i c h e  A b t e i l u n g

Bundesrichter von Werdt, Präsident,
Gerichtsschreiber Möckli.

A.________, 
Beschwerdeführer,

gegen

Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde des 
Kantons Schaffhausen.

Vertretungsbeistandschaft,

Beschwerde gegen den Entscheid des Obergerichts des 
Kantons Schaffhausen vom 25. Juli 2017.

Besetzung

B u n d e s g e r i c h t

T r i b u n a l  f é d é r a l

T r i b u n a l e  f e d e r a l e

T r i b u n a l  f e d e r a l

Gegenstand

Verfahrensbeteil igte



Sachverhalt:

A.________ ist Bezüger einer IV-Rente und führte in den vergangenen 
Jahren  einen  Einzelhaushalt.  Am  1.  März  2015  erstattete  seine 
Schwester  eine  Gefährdungsmeldung.  Im  April  2016  gingen  bei  der 
KESB  weitere  Gefährdungsmeldungen  ein.  A.________  befand  sich 
zu  jenem Zeitpunkt  an  der  Grenze  zur  Mangelernährung  und  stark 
dekompensiert  in  Behandlung  im  Kantonsspital.  Am  1.  Juli  2016 
musste er notfallmässig erneut ins Kantonsspital eingewiesen werden. 
Am 2.  September  2016 ordnete dieses die fürsorgerische Unterbrin-
gung  im Psychiatriezentrum U.________  an;  die  Massnahme wurde 
am 13. September 2016 wieder aufgehoben.

Mit Beschluss vom 13. September 2016 errichtete die KESB eine Ver-
tretungsbeistandschaft  mit  Einkommens-  und  Vermögensverwaltung. 
Die  hiergegen  erhobene  Beschwerde  vom 21.  November  2016 wies 
das Obergericht des Kantons Schaffhausen mit Entscheid vom 25. Juli  
2017 ab.

Diesbezüglich  hat  A.________ dem Bundesgericht  am 7. September 
2017 eine mit "Einsprache" betitelte Karte geschickt.

Erwägungen:

1.
Angefochten  ist  der  kantonal  letztinstanzliche  Entscheid  betreffend 
eine Erwachsenenschutzmassnahme;  die Beschwerde  in  Zivilsachen 
steht offen (Art. 72 Abs. 2 lit. b Ziff. 6, Art. 75 Abs. 1 und Art. 90 BGG).

2.
Die Beschwerde hat ein Rechtsbegehren und eine Begründung zu ent-
halten (Art. 42 Abs. 1 BGG), in welcher in gedrängter Form dargelegt 
wird,  inwiefern  der  angefochtene  Entscheid  Recht  verletzt  (Art.  42 
Abs. 2 BGG), was eine Auseinandersetzung mit der Begründung des 
angefochtenen Entscheides erfordert (BGE 140 III 115 E. 2 S. 116).

Die Eingabe enthält kein eigentliches Rechtsbegehren, sondern einzig 
den Text: "Da zuwenig Zeit: Rot markiert mit Text Konnte nicht genau-
eres schreiben da Brief, zu spät ankam! Div. Gründe!" Beigelegt ist der 
angefochtene  Entscheid,  auf  welchem gewisse  handschriftliche  Ver-
merke  angebracht  sind.  Aus  dem Gesamtkontext  geht  hervor,  dass 
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A.________  mit  der  angeordneten  Massnahme  nicht  einverstanden 
ist.

In der Sache ist jedoch nicht ersichtlich (geschweige denn dargetan), 
inwiefern das Obergericht gegen Recht verstossen haben könnte. Im 
angefochtenen Entscheid wird ausführlich der Schwächezustand (kom-
plett  verwahrloste  Behausung;  chronische Depression und Angststö-
rung mit  akuter  Suizidalität;  Medikamentenabhängigkeit  bzw.  -miss-
brauch;  Mangelernährung;  gesundheitliche  Probleme;  Brandgefahr; 
Unvermögen zur Besorgung der  administrativen und finanziellen  Be-
lange, insbesondere der Miete und der Krankenkasse) sowie die feh-
lende  Einsicht  bezüglich  des  Schwächezustandes  sowie  die  konse-
quente Ablehnung jeglicher Hilfestellung und die Weigerung gegen-
über  einer  befriedigenden  Wohnform  dargestellt.  Ebenso  wird  die 
weiterhin  anstehende  Suche  nach  geeigneten  Wohngelegenheiten 
sowie  die  unabdingbare  Hilfe  in  den  Bereichen  Administration  und 
Finanzen (auch im Zusammenhang mit dem geerbten Vermögen) dar-
gestellt. Die angeordnete Beistandschaft erscheint deshalb in der Kas-
kade  der  erwachsenenschutzrechtlichen  Massnahmen als  notwendig 
und  verhältnismässig,  und  etwas  anderes  tut  der  Beschwerdeführer 
nicht dar.

3.
Nach dem Gesagten enthält die Beschwerde offensichtlich keine hin -
reichende Begründung, weshalb auf sie nicht eingetreten werden kann 
und  der  Präsident  im  vereinfachten  Verfahren  entscheidet  (Art.  108 
Abs. 1 lit. b BGG).

4.
Angesichts der  konkreten Umstände wird auf  die Erhebung von Ge-
richtskosten verzichtet (Art. 66 Abs. 1 BGG).
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Demnach erkennt der Präsident:

1.
Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten.

2.
Es werden keine Gerichtskosten erhoben.

3.
Dieses  Urteil  wird  dem  Beschwerdeführer,  der  KESB  des  Kantons 
Schaffhausen und dem Obergericht des Kantons Schaffhausen schrift -
lich mitgeteilt.

Lausanne, 14. September 2017

Im Namen der II. zivilrechtlichen Abteilung 
des Schweizerischen Bundesgerichts 

Der Präsident: Der Gerichtsschreiber:

von Werdt Möckli
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